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Einleitung

Als Vertreter:innen kurdischstämmiger Organisationen und Sprachrohr für die über 1,3
Millionen Kurdinnen und Kurden in Deutschland möchten wir mit diesem Papier die
Erwartungen unserer Community an die amtierende Bundesregierung benennen. Seit
Jahrzehnten prägen Migration und Flucht das Leben vieler Kurd:innen in Deutschland. Sie
sind vor politischer Verfolgung, militärischen Auseinandersetzungen und struktureller
Diskriminierung aus der Türkei, Syrien, dem Irak und dem Iran geflohen und haben hier
Schutz gesucht. Doch auch in Deutschland sehen sich viele von ihnen weiterhin mit
Benachteiligungen, antikurdischem Rassismus und politischen Restriktionen konfrontiert.

Vor diesem Hintergrund ist es uns ein zentrales Anliegen, sowohl innen- als auch
außenpolitische Handlungsempfehlungen vorzulegen, die die Lebensrealität und die Rechte
der kurdischen Community berücksichtigen und konkrete Verbesserungen anstoßen. Im
Bereich der Innenpolitik fordern wir unter anderem eine faire und menschenrechtskonforme
Asylpraxis, den Abbau diskriminierender Regelungen sowie die Stärkung der politischen und
gesellschaftlichen Teilhabe kurdischer Migrant:innen in Deutschland. Gleichzeitig erwarten
wir von der Bundesregierung eine konsequente Überprüfung und Neubewertung ihrer
bisherigen Praxis im Umgang mit kurdischen Organisationen und Vereinen, die unter
pauschalem Terrorismusverdacht leiden und dadurch in ihrem demokratischen Engagement
eingeschränkt werden.

Auch in der Außenpolitik wünschen wir uns ein deutliches Umdenken. Deutschland trägt als
Heimatland der größten kurdischen und türkischen Diaspora weltweit eine besondere
Verantwortung für die Friedensbemühungen im Nahen Osten. Die amtierende
Bundesregierung sollte eine vermittelnde Rolle im kurdisch-türkischen Konflikt einnehmen
und sich klar gegen politische Repression und Menschenrechtsverletzungen in der Region
positionieren. Dazu gehört auch, die Listung der PKK und das Betätigungsverbot neu zu
bewerten sowie die politischen Realitäten und Entwicklungen der letzten Jahre in den Blick zu
nehmen.

Unsere Handlungsempfehlungen bündeln die zentralen Anliegen der kurdischen Community
in Deutschland und zeigen Wege auf, wie eine gerechte, menschenrechtsorientierte und
zukunftsfähige Innen- und Außenpolitik gestaltet werden kann, die die Interessen und die
Würde aller Betroffenen achtet.
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Handlungsempfehlungen in aller Kürze

Im Bereich Außenpolitik:
Außenpolitik gegenüber der Türkei

Kurswechsel der deutschen Außenpolitik gegenüber der Türkei, weg von bedingungsloser

Unterstützung.

Klare Verurteilung systematischer Menschenrechtsverletzungen und völkerrechtswidriger

Kriegshandlungen der türkischen Regierung.

Prüfung gezielter Sanktionen, insbesondere: Strengere Rüstungsexportkontrollen, auch zur

Vermeidung von Zwischenkäufen.

Beschränkungen bei Überwachungs- und Kommunikationstechnologie, die zur Repression

genutzt wird.

Personenbezogene Sanktionen im Finanz- und Versicherungsbereich gegen verantwortliche

politische Akteur:innen.

Nutzung der engen bilateralen Beziehungen, um auf eine politische Lösung der kurdischen

Frage hinzuwirken.

Förderung eines Dialogs über den Friedensaufruf Abdullah Öcalans als historische Chance

und Einsatz für die Freilassung aller politischen Gefangenen in der Türkei, einschließlich

Abdullah Öcalans.

Politik zu Syrien und Nord- und Ostsyrien

Anerkennung der Selbstverwaltung Nord- und Ostsyrien (DAANES) als legitimen politischen

Akteur.

Eintreten für eine föderale und dezentrale Verfassung in Syrien, die die Rechte aller

ethnischen und religiösen Gruppen schützt.

Gezielte Entwicklungshilfe für den Wiederaufbau, besonders in den vom IS betroffenen

Regionen.

Unterstützung eines „transitional justice“-Prozesses, der sowohl die Verbrechen des Assad-

Regimes als auch des Islamischen Staates aufarbeitet.

Aufbau einer Partnerschaft mit der Demokratischen Selbstverwaltung Nord- und Ostsyriens

(DAANES) als stabilem und wertebasiertem Akteur in der Region.

Maßnahmen zur Verhinderung eines Wiedererstarken des IS. Verbindungen der Türkei zu

extremistischen Gruppierungen (einschließlich IS) sind zu analysieren.
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Politik zum Iran und Rojhilat (Ostkurdistan)

Öffentlicher und entschiedener Einsatz für die Aussetzung der Todesurteile gegen Sharifeh

Mohammadi, Varisheh Moradi und Pakhshan Azizi.

Erhöhung des diplomatischen Drucks auf das iranische Regime für Abschaffung der

Todesstrafe und Freilassung aller politisch Inhaftierten.

Menschenrechtslage als festen Bestandteil bilateraler und internationaler Gespräche

etablieren und an menschenrechtliche Bedingungen knüpfen.

Schutz und sicheren Aufenthalt in Deutschland für politisch Verfolgte des „Jin, Jiyan, Azadî“-

Aufstands, insbesondere für kurdische und andere marginalisierte Aktivist:innen.

Im Bereich Innenpolitik:

Asyl- und Migrationspolitik

Berücksichtigung spezifischer Fluchtgründe kurdischer Geflüchteter bei BAMF-

Entscheidungen, inkl. politischer Verfolgung und repressiver Verhältnisse in

Herkunftsländern.

Anpassung der Schutzquoten: Kritische Überprüfung der niedrigen Schutzquote für kurdische

Asylsuchende im Vergleich zu anderen Gruppen.

Berücksichtigung aktueller Menschenrechtsberichte und Gutachten (z.B. von PRO ASYL) zu

politischer Repression in der Türkei und anderen Herkunftsländern.

Anerkennung der realen Gefährdungslage für Kurd:innen im Irak und Syrien, inkl. Bedrohung

durch Milizen und staatliche Akteure sowie Staatenlosigkeit in Syrien.

Klares Bekenntnis zum uneingeschränkten Menschenrecht auf Asyl statt weiterer

„Rückführungsoffensiven“.

Externe Einflussnahmen auf politische und gesellschaftliche Prozesse in Deutschland, bspw.

durch türkischen Geheimdienst oder religiöse Verbände, unterbinden.
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Antidiskriminierung und gesellschaftliche Teilhabe

Bekämpfung von antikurdischem Rassismus und Diskriminierung in Deutschland, besonders

im Kontext von Versammlungs- und Vereinsrecht.

Schutz kurdischer Vereine und kultureller Einrichtungen vor pauschalen Verdächtigungen und

staatlichen Restriktionen.

Verzicht auf diskriminierende Praxis bei Einbürgerungen aufgrund kurdischen Engagements.

Anerkennung und Förderung der politischen und kulturellen Selbstorganisierung der

kurdischen Community.

 

Neubewertung des Terrorismusdiskurses und Vereinsverbote

Überprüfung und Aufhebung des Betätigungsverbots der PKK in Deutschland.

Differenzierte Betrachtung kurdischer politischer Akteur:innen und Organisationen statt

pauschaler Kriminalisierung.

Neubewertung von §129b StGB im Zusammenhang mit kurdischen Organisationen.



Handlungsempfehlung an die amtierende Bundesregierung im Bereich
Außenpolitik 
Verfasst von Civaka Azad – Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.
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Die Außenpolitik der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Türkei, dem Iran,
dem Irak und Syrien – also jenen Staaten, auf
deren Territorien die kurdischen
Siedlungsgebiete verteilt sind – ist für die
kurdische Community in Deutschland von jeher
von großer Bedeutung. In diesen Ländern sowie
im gesamten Nahen und Mittleren Osten
vollziehen sich derzeit tiefgreifende Umbrüche,
die erhebliche Auswirkungen auf die
geopolitischen Interessen Deutschlands in der
Region haben.

Wir sind überzeugt, dass sich für die neue
Bundesregierung inmitten dieser
Transformationsprozesse auch Chancen bieten,
um einen außenpolitischen Kurswechsel
einzuleiten. Das übergeordnete Ziel sollte in
einem verstärkten Einsatz für Frieden, Stabilität
sowie die Einhaltung menschenrechtlicher und
demokratischer Standards bestehen. Ein solcher
Kurs würde einen wichtigen Beitrag zur
Überwindung einer langen Phase von Konflikten
und Krisen leisten und zugleich auch jene
Stabilität fördern, die im politischen und
wirtschaftlichen Interesse der Bundesrepublik
liegt.

Insbesondere würden Frieden und Stabilität in
der Region die Ursachen von Flucht und
Migration deutlich verringern – eine politische
Herausforderung, der sich die Bundesregierung
in den vergangenen zehn Jahren in besonderem
Maße stellen musste.

Um eine effektive Förderung von Frieden und
Stabilität in der Region zu gewährleisten, muss
die Bundesregierung mit Partnerinnen und
Partnern zusammenarbeiten, die diese Werte
glaubhaft vertreten. Die kurdische Community in
Deutschland kritisiert seit vielen Jahren, dass
frühere Bundesregierungen trotz Kriegspolitik,
völkerrechtswidriger Militäreinsätze und
schwerer Menschenrechtsverletzungen
weiterhin auf die Türkei als zentralen regionalen
Partner gesetzt haben.

Gerade in den vergangenen zehn Jahren hat sich
die von der AKP geführte Türkei nicht als
verlässlicher Partner für eine wertegeleitete
deutsche Außenpolitik erwiesen. Im Gegenteil:
Die türkische Regierung ist heute ein
maßgeblicher Faktor der Instabilität – sowohl
innerhalb ihrer eigenen Staatsgrenzen als auch
im gesamten Nahen und Mittleren Osten.



Seite
6 von 13

Die aktuellen Entwicklungen in der Türkei stellen
die neue Bundesregierung vor eine
grundlegende Weichenstellung in ihrer
Mittelostpolitik. Soll sich Deutschland künftig
glaubhaft für Demokratie, Frieden und Stabilität
in der Region einsetzen, so ist ein Kurswechsel
unabdingbar. Dieser umfasst die Abkehr von
einer bedingungslos unterstützenden Haltung
gegenüber der Türkei sowie die klare
Verurteilung systematischer
Menschenrechtsverletzungen und
völkerrechtswidriger Kriegshandlungen durch
die türkische Regierung.
Gegebenenfalls sind auch gezielte
Sanktionsmaßnahmen in Erwägung zu ziehen –
insbesondere vor dem Hintergrund der
expansiven Außenpolitik der Türkei im syrischen
und nordirakischen Raum. Derartige
Maßnahmen müssen jedoch so konzipiert sein,
dass eine Verschlechterung der humanitären
Lage der betroffenen Zivilbevölkerung
vermieden wird.

In Betracht zu ziehen sind unter anderem:

Strengere Exportkontrollen im
Rüstungsbereich, insbesondere zur
Verhinderung sogenannter Zwischenkäufe
durch Drittstaaten,
Beschränkungen im Bereich der
Überwachungs- und
Kommunikationstechnologie, sofern diese
zur Repression gegen Oppositionelle
eingesetzt wird,
Personenbezogene Sanktionen im Finanz-
und Versicherungssektor gegen
verantwortliche politische Akteur:innen.

Das Statement des Auswärtigen Amtes zu dem
Aufruf des kurdischen Repräsentanten Abdullah
Öcalan für Frieden und eine demokratische
Gesellschaft wurde in der kurdischen
Community positiv aufgenommen.

Der von Öcalan formulierte Aufruf stellt, wie
auch vom Auswärtigen Amt anerkannt, eine
historische Chance dar. Damit sich diese Chance
entfalten kann und der politische Raum für eine
gesellschaftliche Lösung geöffnet wird, fordert
die kurdische Gesellschaft die Einbindung
Öcalans in diesen Prozess. Als ihr zentraler
politischer Repräsentant hat er wiederholt
seinen Friedenswillen unter Beweis gestellt. Um
dieser Verantwortung gerecht werden zu
können, sind seine Freiheit und ein Ende seiner
über 26-jährigen Haft auf der Gefängnisinsel
Imrali notwendig. Ein Einsatz der
Bundesregierung für die Freilassung aller
politischen Gefangenen in der Türkei,
einschließlich Abdullah Öcalans, würde ein
wichtiges Zeichen für die Unterstützung des
Friedenswillens in der Region setzen.

In Anbetracht der engen bilateralen Beziehungen
zwischen Deutschland und der Türkei verfügt die
Bundesregierung über einen erheblichen
diplomatischen Handlungsspielraum, um auf
eine gerechte und politische Lösung der
kurdischen Frage hinzuwirken. Ein solches
Engagement würde nicht nur von der kurdischen
Community in Deutschland, sondern auch von
der kurdischen Bevölkerung in der Region als
bedeutender Schritt in Richtung Anerkennung
und Verständigung gewertet werden.
Darüber hinaus könnte ein entschlossener
Einsatz der neuen Bundesregierung zur Lösung
der kurdischen Frage auch einen
entscheidenden Beitrag zur Demokratisierung
der Türkei leisten – ein Prozess, der untrennbar
mit der kurdischen Frage verbunden ist.
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Die Kurd:innen sind nicht nur in der Türkei,
sondern in der gesamten Region eine treibende
Kraft für demokratische Transformation. Nach
dem Sturz des Assad-Regimes hat sich die
Demokratische Selbstverwaltung Nord- und
Ostsyriens (DAANES) als bedeutendes politisches
Gegengewicht zur Übergangsregierung in
Damaskus etabliert, in der islamistische Kräfte
eine dominierende Rolle einnehmen. Zwar
spielen kurdische Akteur:innen in der
Demokratischen Selbstverwaltung Nord- und
Ostsyriens (DAANES) eine zentrale Rolle, doch
steht das dort praktizierte
Selbstverwaltungsmodell vor allem für ein
friedliches und gleichberechtigtes
Zusammenleben unterschiedlicher ethnischer
und religiöser Gruppen. In diesem Kontext
eröffnet sich für die deutsche Außenpolitik die
Chance, analog zur Zusammenarbeit mit der
Autonomen Region Kurdistan im Nordirak, einen
weiteren stabilen und verlässlichen Partner in
der Region zu gewinnen. Die neue
Bundesregierung kann während der aktuellen
Umbruchphase in Syrien eine konstruktive und
wegweisende Rolle einnehmen, indem sie:

sich gegenüber der syrischen
Übergangsregierung für eine föderale und
dezentrale Verfassung einsetzt, in der die
Rechte aller ethnischen und religiösen
Gruppen verankert sind,
die Selbstverwaltung von Nord- und
Ostsyrien als legitimen politischen Akteur
anerkennt,
gezielte Entwicklungshilfe für den
Wiederaufbau der vom IS besonders
betroffenen Regionen bereitstellt,
einen Prozess der "transitional justice"
unterstützt, der nicht nur die Verbrechen der
Assad-Diktatur, sondern auch die
Gräueltaten des sogenannten Islamischen
Staates aufarbeitet.

Ein solches Engagement würde nicht nur zur
Stabilisierung Syriens beitragen, sondern auch
langfristig die demokratischen und
menschenrechtlichen Zielsetzungen der
deutschen Außenpolitik in der Region stärken.
Hinzu kommt, dass Syrien im letzten Jahrzehnt
zu einem wichtigen Zentrum der Aktivitäten
radikalislamistischer Strukturen geworden ist.
Zwar war der militärische Sieg der
Demokratischen Kräfte Syriens (SDF) über den IS
ein Schlag gegen die Terrormiliz, die auch in
Europa für zahlreiche grausame Anschläge
verantwortlich ist. Die Gefahrensituation für die
Region und den gesamten Globus ist dadurch
jedoch noch nicht beseitigt. Die von der Türkei
besetzten Gebiete in Nordsyrien stellen heute
einen wichtigen Rückzugsraum für islamistische
Aktivitäten dar. In den Reihen der sogenannten
Syrischen Nationalen Armee (SNA) befinden sich
nicht nur unzählige ehemalige IS-Mitglieder; die
Organisation verbreitet zudem ähnliche
Wertevorstellungen wie der IS und verfolgt und
ermordet Andersgläubige, wie zuletzt in den
alawitischen Gebieten in Westsyrien geschehen.

Vor diesem Hintergrund ist die neue
Bundesregierung angehalten, die
sicherheitspolitischen Entwicklungen in den
kurdischen Regionen und die Rolle der Türkei bei
der Unterstützung extremistischer
Gruppierungen, einschließlich Verbindungen
zum IS, genau zu analysieren. Es ist von hoher
Wichtigkeit, dass durch gezielte Maßnahmen in
der internationalen Zusammenarbeit verhindert
wird, dass die aktuelle Politik der türkischen
Regierung zur erneuten Stärkung der Terrormiliz
Islamischer Staat führt. Eine solche Haltung
würde nicht nur einen Beitrag zum Schutz der
Bevölkerung in der Region leisten, sondern auch
die Gesellschaft in Europa schützen.

Deutschland als Vermittler für den Frieden und Partner für die
Demokratiekräfte in Syrien
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Für den Schutz politisch Verfolgter und
ein entschiedenes Vorgehen gegen
Menschenrechtsverletzungen im Iran 

Der „Jin, Jiyan, Azadî“-Aufstand in Rojhilat
(Ostkurdistan) und dem Iran hat 2022 weltweit
eine Welle der Solidarität entfacht. Auslöser war
der brutale Mord an der Kurdin Jîna Mahsa Amînî
durch iranische Sicherheitskräfte in Teheran.
Millionen Menschen weltweit, auch in
Deutschland, sind seitdem auf die Straßen
gegangen, um den Kampf der Frauen in Rojhilat
und dem Iran zu unterstützen. Der kurdische
Slogan „Jin, Jiyan, Azadî“ (Frauen, Leben, Freiheit)
wurde zum Symbol dieser Bewegung und hallte
rund um den Globus.

Doch das iranische Regime reagiert bis heute mit
brutaler Repression auf die Proteste. Willkürliche
Festnahmen, Folter, lange Haftstrafen und
Hinrichtungen gehören weiterhin zur alltäglichen
Lebensrealität der Menschen in der Region.
Allein in den ersten Monaten des Jahres 2025
wurden mindestens 122 Menschen hingerichtet
– darunter 14 Kurd:innen sowie zahlreiche
Belutsch:innen und Angehörige weiterer
marginalisierter Nationalitäten. Die
internationale Aufmerksamkeit für diese
Verbrechen hat spürbar nachgelassen.
Die drei Frauen – Sharifeh Mohammadi, Varisheh
Moradi und Pakhshan Azizi – befinden sich
aktuell in akuter Lebensgefahr, da gegen sie
Todesurteile verhängt wurden. Angesichts der
fortgesetzten geheimen Hinrichtungen im Iran ist
jederzeit mit einer Vollstreckung zu rechnen.

In Anbetracht der gegenwärtigen Lage ergehen
folgende dringende Forderungen an die
Bundesregierung:

Ein öffentlicher und entschiedener Einsatz für
die sofortige Aussetzung der Todesurteile
gegen Sharifeh Mohammadi, Varisheh
Moradi und Pakhshan Azizi.
Die Erhöhung des Drucks auf das iranische
Regime, um die Abschaffung der Todesstrafe
und die Freilassung aller politisch
Inhaftierten zu erreichen.
Die Menschenrechtslage in Iran und Rojhilat
zum festen Bestandteil bilateraler und
internationaler Gespräche zu machen und
diese konsequent an menschenrechtliche
Bedingungen zu knüpfen.
Politisch Verfolgten des „Jin, Jiyan, Azadî“-
Aufstands, darunter insbesondere
kurdischen und anderen marginalisierten
Aktivist:innen, einen sicheren Schutz und
Aufenthalt in Deutschland zu gewähren.

Die Erwartungshaltung der kurdischen
Community bezüglich der neuen
Bundesregierung ist klar definiert. Es wird
erwartet, dass die Bundesregierung ihrer
menschenrechtlichen und humanitären
Verantwortung gerecht wird. Konkret bedeutet
dies, dass sie sich auf der Seite der politisch
Verfolgten und der Frauenbewegung im Iran und
Rojhilat positioniert.
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Handlungsempfehlungen zum Thema
Flucht und Migration
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF) sollte die Fluchtgründe politisch
verfolgter kurdischer Geflüchteter umfassend
berücksichtigen und eine positive Entscheidung
über deren Asylanträge treffen. Auch die Dauer
verwaltungsgerichtlicher Verfahren bedarf einer
dringend notwendigen Verkürzung, da diese
aktuell meist zwei bis vier Jahre beträgt und
erhebliche Folgen für die Betroffenen mit sich
bringt.

Im Jahr 2023 wurden 61.181 Asylerstanträge
türkischer Staatsangehöriger in Deutschland
registriert – eine Zahl, die sich im Vergleich zu
2022 (23.938 Anträge) mehr als verdoppelt hat.
Damit bleibt die Türkei, neben Syrien und
Afghanistan, eines der Hauptherkunftsländer
von in Deutschland ankommenden
Asylsuchenden. Wie bereits in den Vorjahren
handelt es sich bei einem Großteil dieser
Schutzsuchenden um Kurd:innen: Im ersten
Halbjahr 2023 entfielen rund 84 Prozent der
Anträge türkischer Staatsangehöriger auf
Personen kurdischer Herkunft.

Besonders besorgniserregend ist die Entwicklung
der Schutzquoten: Während 2019 noch jede
zweite Person aus der Türkei einen Schutzstatus
erhielt (bereinigte Gesamtschutzquote: 53
Prozent), sank diese Quote bis 2023 auf rund 18
Prozent ab. Noch deutlicher fällt der Rückgang
bei Kurd:innen aus: Wurden 2019 18 Prozent
ihrer Anträge positiv beschieden, lag die
bereinigte Schutzquote im ersten Halbjahr 2023
nur noch bei sieben Prozent. 

Handlungsempfehlung an die amtierende Bundesregierung im Bereich
Innenpolitik
Verfasst vom Zentralen Menschenrechtsrat der Kurd*innen in Deutschland (ZMRK)

Im Gegensatz dazu erhielten Antragstellende aus
anderen türkischen Bevölkerungsgruppen
weiterhin deutlich häufiger Schutz – mit einer
Schutzquote von 70 Prozent im selben Zeitraum
(2019: 76 Prozent). Diese Diskrepanz belegt eine
besorgniserregende Entscheidungspraxis
gegenüber kurdischen Schutzsuchenden.

Trotz nachweisbarer Fluchtgründe, darunter
Haftbefehle, Gerichtsurteile und gravierende
Einschränkungen politischer Freiheitsrechte,
lehnt das Bundesamt einen erheblichen Teil der
Anträge insbesondere kurdischer Asylsuchender
ab. Häufig wird argumentiert, dass Kurd:innen
keiner landesweiten staatlichen Verfolgung
ausgesetzt seien.
Dabei sind Diskriminierung, Vertreibung,
Kriminalisierung und Gewalt gegen Kurd:innen –
einschließlich gezielter Angriffe aufgrund ihrer
Identität – durch zahlreiche unabhängige Quellen
belegt. Diese Verfolgung folgt einer
längerfristigen Strategie der Einschüchterung
und Unterdrückung, die sich über Jahrzehnte
hinweg verfestigt hat. Abschiebungen in die
Türkei setzen Betroffene einem erheblichen
Risiko aus, erneut Opfer staatlicher Repression
und Gewalt zu werden.

Ein aktuelles Rechtsgutachten von PRO ASYL
unterstreicht erneut die Problematik politisch
motivierter Strafverfahren in der Türkei:
Willkürliche Anklagen, auf vage definierte
Terrorismusvorwürfe gestützte Verurteilungen
sowie die eingeschränkte richterliche
Unabhängigkeit sind weiterhin weit verbreitet.
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Diese Realität sollte das BAMF bei seinen
Entscheidungen verstärkt berücksichtigen.  Doch
auch in Deutschland sind Kurd:innen oftmals
dem Druck der Staaten ausgesetzt, aus denen sie
flüchten mussten. So wird durch Aktivitäten des
türkischen Geheimdienstes der politische und
gesellschaftliche Aktivismus von Menschen
kurdischer Herkunft in Deutschland und Europa
verfolgt. In Paris führte diese Verfolgung im Jahr
2013 sogar zur Ermordung von drei kurdischen
Aktivistinnen. Angesichts dieser Gefahr sollte die
Bundesregierung mögliche Einflussnahmen
durch die Entsendung türkischer Agent:innen
oder anderer politischer Akteure aus der Türkei
genau beobachten und regulieren. Erforderlich
ist eine klare Strategie zum Schutz
demokratischer Institutionen, um externe
Einflussnahmen auf politische und
gesellschaftliche Prozesse in Deutschland zu
unterbinden.
Die politische Repression in der Türkei verschärft
sich weiter. Die strafrechtliche Verfolgung
oppositioneller Politiker:innen, einschließlich des
CHP-Politikers und Istanbuler
Oberbürgermeisters Ekrem İmamoğlu,
verdeutlicht die fortschreitende Erosion des
Rechtsstaats.

Auch im Irak ist die Lage für Kurd:innen
besorgniserregend. Besonders Ezid:innen, die
2014 Opfer eines Genozids wurden, sind
weiterhin Angriffen islamistischer Milizen
ausgesetzt. Die Kurdistan-Region des Irak ist von
militärischen Spannungen, politischer
Repression und struktureller Instabilität geprägt
und bietet keinen verlässlichen Schutz für
Geflüchtete.

Für kurdische Geflüchtete aus Syrien kommen
zusätzliche Schwierigkeiten hinzu: Bereits vor
Ausbruch des Bürgerkriegs wurde Millionen
Kurd:innen die Staatsbürgerschaft verweigert.
Diese Staatenlosigkeit erschwert nicht nur
Asylverfahren erheblich, sondern wirkt sich auch
auf viele weitere Lebensbereiche aus. Zusätzlich
sind sie einer steigenden Bedrohung durch
islamistische Gruppierungen ausgesetzt,
wodurch sich ihre Gefährdungslage weiter
verschärft. Ein sicherer Rückkehrort für
kurdische Geflüchtete existiert faktisch nicht –
insbesondere, weil die Autonomieverwaltung
Nord- und Ostsyriens (DAANES) völkerrechtlich
nicht anerkannt ist und wiederholt
völkerrechtswidrigen Angriffen der Türkei
ausgesetzt war, bei denen bereits zahlreiche
Zivilist:innen getötet worden sind.

Menschenrechtliche Defizite in
Deutschland

Der Koalitionsvertrag 2025 der Bundesregierung
enthält einerseits Bekenntnisse zur Förderung
von Integration und Teilhabe, kündigt
andererseits jedoch eine
„Rückführungsoffensive“ an. Dieser Gegensatz
wirft aus menschenrechtlicher Perspektive
kritische Fragen auf: Das Grundrecht auf Asyl
wird konterkariert, nachhaltige Integration
massiv erschwert. Festzuhalten bleibt: Das
Menschenrecht auf Asyl ist ein essenzieller
Bestandteil des Schutzes von Geflüchteten und
muss uneingeschränkt gewährleistet bleiben.
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Diskriminierung und antikurdischer
Rassismus

Kurd:innen sind in Deutschland vielfach
struktureller Benachteiligungen und explizit
antikurdischem Rassismus ausgesetzt.
Mehrere Opfer des NSU-Komplexes und der
Anschläge von Hanau waren kurdischer
Herkunft, was die generelle Problematik
rassistischer Diskriminierung und Gewalt
verdeutlicht. Kurd:innen sind zudem immer
wieder auch Restriktionen ausgesetzt, die im
engen Zusammenhang zur ihrem Kurdisch-Sein
stehen. Kurd:innen, die sich in ihrer eigenen
Community organisieren, sehen sich immer
falschen Verdächtigungen und staatlichen
Restriktionen ausgesetzt. Gegen Versammlungen
von Kurd:innen werden regelmäßig
unverhältnismäßig härtere Auflagen verhängt, in
zahlreichen kurdischen Vereinen finden zudem
Razzien statt, die einschüchtern sollen und
zahlreiche Symbole kurdischer Vereinigungen
werden durch Anordnung des
Bundesministerium des Innern (BMI) weiterhin
kriminalisiert.

Diese Rahmenbedingungen erschweren die
politische Teilhabe und das gesellschaftliche
Engagement von Kurd:innen in Deutschland.
Staatliches Handeln, das offiziell lediglich eine
nach eigenen Angaben kleine Anzahl an PKK-
Anhänger:innen treffen soll, führt in der Breite
der 1,5 Millionen Kurd:innen in Deutschland zu
Einschüchterung und Verunsicherung. Selbst
rechtmäßig registrierte kurdische Vereine - die
eine wichtige Rolle in der kulturellen
Bildungsarbeit und Identitätsbewahrung spielen
- werden in einigen Fällen mit Einschränkungen
konfrontiert.

Der Artikel 20 des Vereinsgesetzes wird
herangezogen, um Aktivitäten und damit auch
migrantische Selbstorganisierung
einzuschränken, was in Zeiten des Erstarkens
rechtsextremer Gewalt eine unabdingbare
Voraussetzung darstellt, um sozialen Rückhalt zu
finden. Zudem werden auch Einbürgerungen
vielfach verweigert, wenn ein Engagement in
kurdischen Vereinen festgestellt wird. Obwohl
Studien belegen, dass innerhalb der kurdischen
Community eine hohe Bereitschaft zur
Integration in die deutsche Gesellschaft besteht,
wird durch die fortlaufende Diskriminierung von
Kurd:innen diese immer wieder von einer
vollständigen Identifikation mit Deutschland
weggestoßen. Begründet werden diese
staatlichen Restriktionen stets mit einer
vermeintlichen Nähe zur PKK, welche in
Deutschland seit November 1993 mit einem
Betätigungsverbot belegt ist.
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Neubewertung des
Terrorismusdiskurses

Ungeachtet einer Bewertung der ursprünglichen
Umstände, die zur Einstufung der PKK als
terroristische Organisation geführt haben, zeigen
die letzten Jahre und Jahrzehnte zahlreiche
politische und juristische Entwicklungen, die eine
differenzierte Betrachtung der PKK erforderlich
machen.
Bereits 1997 erklärte Abdullah Öcalan den
bedingungslosen Gewaltverzicht der PKK
innerhalb Europas. Nach seiner Inhaftierung
begann Anfang der 2000er Jahre ein
tiefgreifender struktureller Wandel innerhalb der
Organisation, der als „Paradigmenwechsel"
beschrieben wird. In dessen Verlauf veränderte
sich der grundlegende Charakter der PKK.
Von einstigen marxistisch-leninistischen
geprägten zentralistischen
Organisationsprinzipien wurde sich
verabschiedet und der offensiv geführte
bewaffnete Kampf wurde durch das Prinzip der
Selbstverteidigung ersetzt. Gleichzeitig
gewannen Bestrebungen für eine politische
Lösung der kurdischen Frage und eine stärkere
Völkerverständigung an Bedeutung. Regelmäßig
hat die PKK seitdem einseitig den
Waffenstillstand gegenüber dem türkischen
Militär erklärt, was von letzteres jedoch stets
wieder gebrochen wurde. Darüber hinaus
wurden mehrfach von kurdischer Seite Initiativen
und Verhandlungen für eine friedliche Lösung
des Konflikts angestoßen.

Der Europäische Gerichtshof erklärte 2018 die
Listung der PKK auf der EU-Terrorliste für den
Zeitraum 2014–2017 als nicht rechtmäßig. Der
belgische Kassationshof urteilte 2020, dass die
PKK keine Anschläge gegen Zivilpersonen verübt
und deshalb als Partei eines innerstaatlichen
bewaffneten Konflikts anzusehen sei – nicht als
Terrororganisation.

Angesichts dieser Entscheidungen muss
Deutschland die Kriminalisierung kurdischer
Organisationen und politischer Aktivitäten
dringend überdenken. Insbesondere das
bestehende Betätigungsverbot gegenüber der
Arbeiterpartei Kurdistans sollte mit Blick auf
aktuelle Entwicklungen überprüft und
aufgehoben werden.
Der Antrag auf Aufhebung des
Betätigungsverbots könnte vor dem Hintergrund
jüngster Entwicklungen - insbesondere der
Erklärung von Abdullah Öcalan vom 27. Februar
2025 - neu bewertet werden. In dieser Erklärung
äußerte Öcalan seine Bereitschaft zum Frieden
sowie zu fortlaufenden Verhandlungen. Er stellte
zudem die Möglichkeit einer Auflösung der PKK
in Aussicht, sofern entsprechende rechtliche und
politische Rahmenbedingungen geschaffen
würden. Auch die PKK selbst hat diese
Bereitschaft wiederholt betont und die
Notwendigkeit der Einleitung aller erforderlichen
Schritte für einen erfolgreichen Friedensprozess
unterstrichen.

In diesem Kontext ist auch auf Paragraph 129b
des Strafgesetzbuches zu verweisen. Eine
diesbezügliche Neubewertung könnte positive
Auswirkungen auf die Bemühungen um eine
politische Lösung des Konfliktes sowie auf die
Aussöhnung zwischen den involvierten bzw.
betroffenen migrantischen Communities haben.

Deutschland sollte aufgrund seiner Rolle als
Heimatland der größten türkischen und
kurdischen Diaspora weltweit eine konstruktive
Rolle in der Suche nach einer friedlichen Lösung
des kurdisch-türkischen Konflikts einnehmen.
Dazu gehört auch die Beendigung der
Stigmatisierung kurdischer politischer
Akteur:innen und die Übernahme einer
vermittelnden Rolle angesichts der bestehenden
Friedensbemühungen.
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Unterzeichnende Organisationen: 
 
·        Civaka Azad – Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

·        Zentraler Menschenrechtsrat der Kurd*innen in Deutschland (ZMRK)

·        KON-MED — Konföderation der Gemeinschaften Kurdistans in Deutschland e.V. 

·        Verband der Frauen aus Kurdistan in Deutschland (YJK-E)

·        Cênî - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V.

·        FCDK-KAWA — Föderation der Demokratischen Gesellschaften Kurdistans e.V.

·        FED-KURD — Freie Kurdistan Föderation Ostdeutschland

·        FED-MED — Föderation der freiheitlichen Gesellschaft Mesopotamiens in NRW e.V.

·        FED-DEM — Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurdinnen in Norddeutschland e.V.

·        Gesellschaftszentrum Kurdistan Kassel e.V.

·        Kurdisches Gemeindezentrum Schleswig-Holstein 

·        Biratî e.V. Kurdischer Kulturverein Bremen

·        Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurden und Kurdinnen in Aurich e.V.

·        Kurdisches Gesellschaftszentrum Heilbronn

·        Navenda Civaka Kurd Heilbronn

·        Kurdisches Gemeinschaftszentrum Esslingen

·        Demokratisches Deutsch-Kurdisches Gesellschaftszentrum Böblingen

·        Kurdisches Demokratisches Gesellschaftszentrum Lahr

·        Kurdisches Demokratisches Gesellschaftszentrum Freiburg

·        Demokratisches Kurdisches Gesellschaftszentrum Stuttgart

·        DGK Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurden in Essen e.V.

·        Kurdisches Volkshaus Aachen e.V.

·        Deutsch-Kurdischer Freundschaftsverein Wuppertal e.V.

·        Demokratisch-Kurdische Gemeinde Mönchengladbach Welatê Roj e.V.

·        Internationaler Mesopotamischer Kulturverein Bocholt e.V.

·        Demokratisches Kurdisches Gesellschaftszentrum Duisburg e.V.

·        Demokratisches Kurdisches Gesellschaftszentrum Osnabrück e.V.

·        Navenda Çanda Demokratîk a Kurd Emmerich

·        Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurden in Köln e.V. (DGKK e.V.)

·        Deutsch-Kurdischer Kulturverein in Dortmund

·        Deutsch-Kurdisches Kulturhaus Bonn

·        Kurdistan-Zentrum Bielefeld

·        Deutsch-Kurdischer Kulturverein Dresden

·        Freie Kurdische Gemeinde Berlin

·        Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurden in Gießen e.V.

·        Kurdisches Gesellschaftszentrum Aschaffenburg e.V.

·        Demokratisches Kurdisches Gesellschaftszentrum Hanau

·        Kurdische Gemeinde Bergstraße in Bensheim e.V.

·        Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurden in Darmstadt

·        Kurdisches Gesellschaftszentrum Saarbrücken e.V.

·        Zentrum der kurdischen Gesellschaft in Siegen e.V.


